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I. Einleitung

Das Gesundheitssystem ist einem ständigen Wandel unterworfen. Wissenschaft, 
Forschung und Technik eröffnen immer neue Möglichkeiten. Die Angehörigen 
der Gesundheitsberufe müssen ebenso wie Unternehmensführungen und Be-
hörden dieser raschen Entwicklung gerecht werden. Gerade aufgrund des rapi-
den Fortschritts sowie der Vielschichtigkeit ist eine tiefgreifende Kenntnis jener 
rechtlichen Grundlagen notwendig, die dieses System regulieren.

Dieses Buch enthält eine umfassende Aufarbeitung des österreichischen Ge-
sundheitsrechts. Die Inhalte der Gesetze und Verordnungen werden nicht nur 
dargestellt, sondern umfassend erörtert. Das Buch ist durchgängig aufgebaut und 
stellt durch Verweise die komplexen Beziehungen der Rechtsmaterien unterei-
nander dar. Es ermöglicht, die relevanten Rechtsgebiete rasch zu verstehen und 
umzusetzen. Da die Kapitel in sich geschlossen dargestellt werden, wird zudem 
die Verwendung als Nachschlagewerk ermöglicht. Verweise in den Kapiteln er-
öffnen einen schnellen Zugang zu weiterführenden Informationen und erlauben 
dadurch, sich einfach ein rasch zu erlangendes, umfassendes Wissen anzueignen. 
Dieses Buch eignet sich daher besonders für Entscheidungsträger und Berater, für 
Verwaltungsorgane und Rechtsanwender sowie als vertiefende Studienliteratur.

Zur besseren Lesbarkeit wurde durchgehend auf die Bezeichnung beider Ge-
schlechter verzichtet sowie die zitierten Gesetzestexte vereinfacht dargestellt. 
Der nachstehende Text versteht sich selbstredend ohne geschlechtsspezifische 
Wertung.
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Teil 1 – Grundlagen im Gesundheitsrecht

II. Kompetenzlage im Gesundheitswesen

Wer in einer staatlichen Ordnung auf welche Anforderungen zu reagieren hat, 
wird durch generelle Regelungen ebenso wie durch spezifische Kompetenzzutei-
lungen festgelegt. Das Gesundheitswesen wurde in Österreich bereits sehr früh 
strukturiert und im Zuge der politischen Veränderungen mehrfach einer Neuge-
staltung unterzogen. Die ältesten geltenden Regelungen finden sich aus dem Ende 
des 19. Jahrhunderts1. Daher besteht in Österreich ein aus mehreren Rechtsquel-
len zu erschließendes „Stückwerk“ an Zuständigkeiten. Zudem wurden viele Be-
reiche in generellen Strukturgesetzen geregelt, andere in den Gesetzen zu den 
jeweiligen Rechtsmaterien. Daher kann vom „einfachen“ Rechtsanwender kaum 
noch verlangt werden, die genauen Zuständigkeiten zu kennen.

Es ist daher zunächst zu klären, welche Kompetenzen es im Gesundheitswesen 
überhaupt gibt und wem diese in welchem Umfang übertragen wurden. Dies lässt 
ein System erkennen, aus dem sich Gesetzgeber, Vollzugsorgan, Umfang von Be-
fugnissen, Reichweite von Regelungen udgl. ableiten lassen.

In der Folge werden die grundsätzlichen Kompetenzzuteilungen im Einzelnen 
dargestellt. Da sich dieses Buch vorrangig mit bundesrechtlichen Bestimmungen 
befasst, wird vorwiegend die bundesrechtliche Kompetenzlage erörtert, wobei 
auf die mittelbare Bundesverwaltung und die für die Tätigkeit der Angehörigen 
von Gesundheitsberufen spezifischen landes- und gemeinderechtlichen Zustän-
digkeiten Rücksicht genommen wird.

& Vergleiche: IV.1.4. Verwaltungsrecht – Zuständigkeit

1. Kompetenzlage

Die Kompetenz ist grundlegend im Bundesverfassungsgesetz geregelt2. Dies teilt 
das „Gesundheitswesen mit Ausnahme des Leichen- und Bestattungswesens so-
wie des Gemeindesanitätsdienstes und Rettungswesens, hinsichtlich der Heil- und 
Pflegeanstalten, des Kurortewesens und der natürlichen Heilvorkommen jedoch 
nur die sanitäre Aufsicht; …; Veterinärwesen; Ernährungswesen einschließlich der 
Nahrungsmittelkontrolle; …“ dem Bund in Gesetzgebung und Vollziehung zu. Da-
mit wurde zunächst das gesamte Gesundheitswesen dem Bund übertragen und 
hievon wieder Ausnahmen geschaffen.

Hinzu kommen die Kompetenz des Bundes zur Grundsatzgesetzgebung und 

1 Gesetz vom 30. April 1870, betreffend die Organisation des öffentlichen Sanitätsdienstes (Or-
ganisation des öffentlichen Sanitätsdienstes), RGBl. Nr. 68/1870

2 Art 10 Abs 1 Z 12 B-VG
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die Zuständigkeit der Länder zur Ausführungsgesetzgebung in den für die Ge-
sundheit wichtigen Bereichen3

• Volkspflegestätten,
• Heil- und Pflegeanstalten,
• vom gesundheitlichen Standpunkt aus an Kurorte sowie Kuranstalten und 

Kureinrichtungen zu stellende Anforderungen,
• natürliche Heilvorkommen.
Auf dieser Basis wies der VfGH die „zwangsbewehrte Abwehr spezifisch krank-
heitsbedingter Gefahren“, die nicht nur in Heimen, sondern ganz allgemein auf-
treten können, unter Einschluss der Zulässigkeit freiheitsentziehender Maßnah-
men, die zur Setzung von Zwangsakten ermächtigen, kompetenzrechtlich dem 
Gesundheitswesen und daher in Gesetzgebung und Vollziehung dem Bund zu4. 
Hingegen liegt kein Tatbestand des Gesundheitswesens vor bei Maßnahmen, die 
auf die Abwehr von Gefahren gerichtet sind, die für Pflegeheime typisch sind, wie 
Anliegen der Errichtung und des Betriebes von Pflegeheimen5. Dies bietet jedoch 
noch keine befriedigende Klärung der Kompetenzlage.

Wichtig zu klären ist daher zunächst, was unter dem dem Bund zugewiese-
nen Gesundheitswesen und dem Gemeindesanitätsdienst überhaupt verstanden 
wird. Diese Begriffe werden vom Verfassungsgesetzgeber nicht näher ausgeführt, 
so dass auf die Judikatur zurückgegriffen werden muss.

1.1. Gesundheitswesen

Beim Begriff Gesundheitswesen handelt es sich um einen gewachsenen. So stellte 
der VfGH6 fest, dass „der Begriff ,Gesundheitswesen‘ … sich mit [jenem der] ,Ange-
legenheiten der Volksgesundheit‘ … [deckt]“. Beim Gesundheitswesen „handelt [es] 
sich dabei um Maßnahmen der Obsorge für den allgemeinen Gesundheitszustand 
der Bevölkerung“. Eine nähere Definition ist den VfGH-Erkenntnissen nicht zu 
entnehmen, jedoch greift hier die Versteinerungstheorie. „Nach dieser vom Ver-
fassungsgerichtshof entwickelten ,Versteinerungstheorie‘ müssen die in den Kom-
petenzartikeln verwendeten Ausdrücke, sofern sich aus dem B-VG nichts anderes 
ergibt, in der Bedeutung verstanden werden, die ihnen im Zeitpunkt des Wirksam-
werdens der Kompetenzartikel (1.10.1925) nach dem Stand der Rechtsordnung zu-
gekommen ist.“7 Dazu ist auf das 1870 erlassene und noch in weiten Teilen in Gel-
tung stehende Reichssanitätsgesetz8 zu verweisen. In diesem werden dem Bund9 
insbesondere, also nicht abschließend, folgende Aufgaben übertragen10:

3 Art 12 Abs 1 Z 1 B-VG
4 VfGH 28.06.2003, G 208/02
5 VfGH 16.10.1992, K II-2/91
6 VfGH 28.06.2003, G 208/02
7 Vgl. VfGH 14.10.1987, B414/87
8 Gesetz vom 30. April 1870, betreffend die Organisation des öffentlichen Sanitätsdienstes, 

RGBl. Nr. 68/1870
9 Im Gesetz als Staatsverwaltung bezeichnet
10 § 2 Reichssanitätsgesetz
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Kompetenzlage

• die Evidenzhaltung des gesamten Sanitätspersonals und die Beaufsichtigung 
desselben in ärztlicher Beziehung, sowie die Handhabung der Gesetze über die 
Ausübung der diesem Personal zukommenden Praxis11,

• die Oberaufsicht über alle Kranken-, Irren-, Gebär-, Findel- und Ammenan-
stalten, über die Impfinstitute, Siechenhäuser und andere derlei Anstalten, 
dann über die Heilbäder und Gesundbrunnen, ferner die Bewilligung zur Er-
richtung von solchen Privatanstalten12,

• die Handhabung der Gesetze über ansteckende Krankheiten, über Endemien, 
Epidemien und Tierseuchen, sowie über Quarantänen und Viehcontumazan-
stalten, dann in Betreff des Verkehres mit Giften und Medikamenten,

• die Leitung des Impfwesens,
• die Regelung und Überwachung des gesamten Apothekerwesens,
• die Anordnung und Vornahme der sanitätspolizeilichen Obduktionen13,
• die Überwachung der Totenbeschau und der Handhabung der Gesetze über 

das Begräbniswesen, in Betreff der Begräbnisplätze, der Ausgrabung und 
Überführung von Leichen, dann die Überwachung der Aasplätze und Wasen-
meistereien14.

Lässt man den letzten Aufzählungspunkt unberücksichtigt, so ergibt sich ein ers-
tes Bild, was der Verfassungsgesetzgeber unter Gesundheitswesen verstanden hat.

1.2. Gemeindesanitätsdienst

Verdichtet wird die Aufzählung, die den Rahmen des Gesundheitswesens bildet, 
durch jene Bereiche, die durch das Reichssanitätsgesetz15 den Gemeinden in den 
eigenen Wirkungsbereich16 übertragen wurden und sohin keine Bundeskompe-
tenz darstellen. Diese sind dem Gemeindesanitätsdienst17 zuzurechnen:
• die Handhabung der sanitätspolizeilichen Vorschriften in Bezug auf Straßen, 

Wege, Plätze und Fluren, öffentliche Versammlungsorte, Wohnungen, Unrats-
kanäle und Senkgruben, fließende und stehende Gewässer, dann in Bezug auf 
Trink- und Nutzwasser, Lebensmittel (Vieh- und Fleischbeschau usw.) und 
Gefäße, endlich in Betreff öffentlicher Badeanstalten,

• die Fürsorge für die Erreichbarkeit der nötigen Hilfe bei Erkrankungen und 
Entbindungen sowie für Rettungsmittel bei plötzlichen Lebensgefahren,

• die Evidenthaltung der nicht in öffentlichen Anstalten untergebrachten Find-
linge, Taubstummen, Irren und Kretins, sowie die Überwachung der Pflege 
dieser Personen,

11 Die Aufsicht über Ärzte und deren Ordinationen wurde der Ärztekammer übertragen
12 Hiezu schränkt das B-VG expizit die Gesetzgebung des Bundes auf die Grundsatzgesetzgebung 

ein
13 Diese werden in einigen Bundesländern durch die leichen- und bestattungsrechtlichen Bestim-

mungen geregelt, was aus verfassungsrechtlicher Sicht bedenklich erscheint
14 Dieser Teil wurde durch das B-VG als Leichen- und Bestattungswesen von der Bundeskompe-

tenz ausgenommen
15 § 3 Reichssanitätsgesetz
16 Das Reichssanitätsgesetz spricht vom selbständigen Wirkungsbereich
17 Das Reichssanitätsgesetz spricht von der Gesundheitspolizei
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• die Errichtung, Instandhaltung und Überwachung der Leichenkammern und 
Begräbnisplätze,

• die sanitätspolizeiliche Überwachung der Viehmärkte und Viehtriebe,
• die Errichtung und Instandhaltung der Aasplätze.

Schon früh nahm der Bund seine eigenen Kompetenzen im Vollzug nicht selbst 
wahr, sondern übertrug im Reichssanitätsgesetz weite Bereiche in den übertrage-
nen Wirkungsbereich der Gemeinden18. Es handelt sich dabei nur um Aufgaben 
der Vollziehung ohne nähere Gestaltungsmöglichkeiten.

2. Bund

Sohin kann festgestellt werden, dass die Gesetzgebungs- wie Vollzugskompetenz 
für den Bereich Gesundheitswesen beim Bund liegt19. Darunter fallen v.a. Maß-
nahmen zur Abwehr von gesundheitlichen Gefahren sowie zur Förderung der 
Gesundheit der Bevölkerung.

Ein zur Erhaltung der Gesundheit wichtiger Bereich ist jener des Arbeitsrechts. 
Dem Bund steht hier eine Generalkompetenz20 zur Regelung aller arbeitsrechtli-
chen Belange zu. Somit liegen Ausbildung und Arbeitsschutz, auch für Einrich-
tungen, die ansonsten der landesgesetzlichen Regelung unterworfen sind, in der 
Regelungskompetenz des Bundes21. Darunter fallen auch die Gesundheitsberufs-
rechte inkl. Nostrifizierungen von Ausbildungen im Ausland. Die Gesetzgebung 
hinsichtlich der Einrichtung beruflicher Vertretungen ist ebenfalls Bundeskom-
petenz.

Wahrgenommen wird diese Kompetenz vom Bundesminister für Gesundheit. 
Diesem steht der Oberste Sanitätsrat zur Seite, der den Bundesminister bei sei-
nen Entscheidungen berät22. Neben dem Gesundheitsministerium können aber 
auch andere Ministerien23 eine Rolle im Gesundheitsrecht spielen.

& Vergleiche: II.2.1. Oberster Sanitätsrat

Zur Durchführung seiner Aufgaben hat sich der Minister der Organe der Länder 
zu bedienen, diese werden daher als Organe der mittelbaren Bundesverwaltung 
tätig24. Verantwortliches Organ der mittelbaren Bundesverwaltung ist der Lan-
deshauptmann, dieser ist an die Weisungen des Ministers gebunden. Der Minis-
ter kann daher nicht direkt den Landesorganen Weisungen erteilen, sondern nur 
über den Weg des Landeshauptmanns.

Eine Ausnahme von der generellen Zuständigkeit des Bundes im Gesund-

18 § 4 Reichssanitätsgesetz
19 Art 10 Abs 1 Z 12 B-VG, § 1 Organisation des öffentlichen Sanitätsdienstes
20 Art 10 Abs 1 Z 11 B-VG
21 Z.B. Krankenanstalten des Landes oder der Gemeinden
22 § 2 Abs 1 OSR-Gesetz
23 Wie das Bundesministerium für Justiz am Beispiel der im Parlament abgelehnten Initiative 

bezüglich einer Haftungsbegrenzung für Ärzte im Bereich der Pränataldiagnostik
24 Art 102 Abs 1 B-VG



33Andreaus, Praxishandbuch Gesundheitsrecht

Bund

heitswesen25 besteht für den Bereich der Heil- und Pflegeanstalten, für das Kur-
ortewesen und hinsichtlich natürlicher Heilvorkommen. Hier ist der Bund zur 
Grundsatzgesetzgebung ermächtigt, die Ausführungsgesetzgebung wird in die 
Kompetenz der Länder übertragen. Den Umfang dieser Ermächtigung kann der 
Bund in den einfachen Bundesgesetzen regeln26.

Das B-VG27 regelt zudem einen eigenen Wirkungsbereich der Gemeinden. In-
nerhalb dieses kann die Gemeinde die ihr überlassenen Aufgaben frei von Wei-
sungen und anderen Vorgaben erfüllen. Die Länder oder der Bund haben dafür 
die notwendigen rechtlichen Grundlagen zu schaffen, die eine Besorgung in der 
Verantwortung der Gemeinde ermöglicht.

Der Bund ist, neben den Sozialversicherungsträgern, den Ländern und Ge-
meinden sowie anderen Vertretern des Gesundheitswesens, in der Bundesge-
sundheitskommission vertreten. Diese ist jenes Organ der Bundesgesundheits-
agentur, das wichtige Aufgaben der Planung, Steuerung und Finanzierung des 
Gesundheitswesens übernimmt28.

2.1. Oberster Sanitätsrat

Zur Unterstützung des Bundesministers für Gesundheit, insbesondere in fach-
spezifischen Fragen zu medizinischen Belangen, steht diesem der Oberste Sani-
tätsrat (OSR) zur Seite. Dieser wurde 2011 gesetzlich neu geregelt. Der Bundes-
minister für Gesundheit hat in seinem Bundesministerium einen solchen einzu-
richten29. Seine Mitglieder sind für die Dauer von drei Jahren ernannt, wobei eine 
Wiederernennung möglich ist. In diesen Rat sind zumindest je ein Vertreter der 
Österreichischen Ärztekammer, der Österreichischen Apothekerkammer und 
ein fachkundiger leitender Bediensteter des Bundesministeriums für Gesundheit 
als Mitglieder zu bestellen30. Alle Mitglieder des Obersten Sanitätsrats sowie bei-
gezogene Experten üben ihre Funktion ehrenamtlich aus31.

Der OSR handelt als Kommission, die in wissenschaftlichen Angelegenhei-
ten des Gesundheitswesens durch die Abgabe von Empfehlungen berät32, zudem 
kann er Gutachten erstatten.

Die Beratungen finden entweder als Vollversammlung oder in Fachausschüs-
sen statt, die beide nicht öffentlich tagen und über deren Verlauf und Ergebnis 
Verschwiegenheit zu wahren ist. Der Bundesminister ist ermächtigt, im Einzelfall 
von der Verschwiegenheitspflicht Ausnahmen zu verfügen33, wie auch der Obers-
te Sanitätsrat selbst die Veröffentlichung seiner Empfehlungen oder Gutachten 
vorschlagen kann34.

25 Art 12 Abs 1 Z 1 B-VG
26 §§ 65 ff KAKuG
27 Art 118 Abs 3 Z 7 B-VG
28 www.gesundheit.gv.at Gesundheitssystem, Stand 1.8.2013
29 § 1 OSR-Gesetz
30 § 3 OSR-Gesetz
31 § 7 OSR-Gesetz
32 § 2 Abs 1 OSR-Gesetz
33 § 2 Abs 2 OSR-Gesetz
34 § 2 Abs 3 OSR-Gesetz
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Fachausschüsse zu spezifischen Fragestellungen können jederzeit vom Bun-
desminister für Gesundheit eingesetzt werden. Diesem können auch Experten 
angehören, die nicht Mitglied des Obersten Sanitätsrats sind35. Die Einsetzung 
eines Fachausschusses kann der Präsident des Obersten Sanitätsrats dem Bun-
desminister empfehlen36. Alle Fachausschüsse haben der Vollversammlung zu 
berichten37.

Zu bemängeln an dem Gesetz ist jedoch die Zusammensetzung des Rates. So 
sind zwar Apotheker und Ärzte vertreten, eine Vertretung des größten Bereichs 
des Gesundheitssystems, nämlich des Pflegebereichs, ist nicht zwingend vorge-
sehen. Da gerade die Pflegeberufe mit den großen Problemen des Gesundheits-
wesens überdurchschnittlich belastet sind, wäre hier eine Gesetzesänderung an-
zudenken. Aufgrund der gänzlich anderen Aufgaben bietet der Gesundheits- und 
Krankenpflege-Beirat kein nennenswertes Gegengewicht.

2.2. Psychologenbeirat
Zur Beratung des Bundesministers für Gesundheit in fachlichen Angelegen heiten 
der Gesundheitspsychologie und der Klinischen Psychologie ist ein Psychologen-
beirat beim Bundesministerium einzurichten. Den Vorsitz führt der Bundesmi-
nister für Gesundheit mit Sitz- und Stimmrecht, der sich durch einen Bediens-
teten vertreten lassen kann. Als weitere Mitglieder mit Sitz- und Stimmrecht hat 
der Bundesminister für die Dauer von fünf Jahren zumindest 15 und höchstens 
20 Psychologen aus unterschiedlichen Arbeitsschwerpunkten der Gesundheits-
psychologie oder der Klinischen Psychologie, beispielsweise aus dem Bereich der 
Universitäten und Universitätskliniken, zu ernennen. Ein Drittel der Mitglieder 
ist aus dem Kreis der Berufsangehörigen der freiwilligen beruflichen Interessens-
vertretungen zu ernennen, wobei auf deren Vorschlag Bedacht zu nehmen ist38.

Zudem können in den Psychologenbeirat von der Österreichischen Ärztekam-
mer sowie von dem beim Bundesministerium für Gesundheit eingerichteten Psy-
chotherapiebeirat je ein Vertreter als Mitglieder entsandt werden39.

Auch in diesen Bestimmungen zeigt sich einmal mehr, welchen unbegründe-
ten Einfluss die Ärztekammer wie auch andere Interessensvertretungen haben. 
In einem Beirat einer bestimmten Berufsgruppe sind Angehörige anderer Berufs-
stände schon nahezu ein Fremdkörper. Wäre hingegen eine Beiziehung aus fach-
licher Sicht zwingend, so wäre die Bezeichnung des Beirates anzupassen sowie 
eine verpflichtende Entsendung vorzusehen.

Dem Psychologenbeirat obliegen40

• die Erörterung von fachlichen Themen und Fragen, die vom Bundesminister 
für Gesundheit vorgelegt werden, einschließlich der Abgabe von Stellungnah-
men und der Erstattung von Gutachten,

35 § 6 Abs 1 OSR-Gesetz
36 § 6 Abs 2 OSR-Gesetz
37 § 6 Abs 3 OSR-Gesetz
38 § 41 Abs 1 bis 3 Psychologengesetz 2013
39 § 41 Abs 4 Psychologengesetz 2013
40 § 42 Psychologengesetz 2013
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• die Mitwirkung bei der Erlassung von Verordnungen,
• im Wege des Ausschusses des Psychologenbeirats die fachliche Stellungnah-

men zur Qualifikation von Ausbildungseinrichtungen sowie 
• erforderlichenfalls die fachliche Mitwirkung an Verfahren in Zusammenhang 

mit Eintragungen in die Berufslisten, mit Verletzungen der Berufspflichten 
und mit dem Erlöschen der Berufsberechtigung.

2.3. Gesundheits- und Krankenpflege-Beirat

Beim Bundesministerium für Gesundheit ist ein Gesundheits- und Krankenpfle-
ge-Beirat für Angelegenheiten der Gleichhaltung von Studien, Studienlehrgängen 
oder Lehrgängen universitären Charakters sowie zur Beratung in fachlichen An-
gelegenheiten einzurichten41. Er kann weiters Gutachten betreffend ausländische 
Ausbildungen für Lehraufgaben und für Führungsaufgaben erstellen42.

Mitglieder des Beirates sind43:
• ein rechtskundiger Vertreter des Bundesministeriums für Gesundheit und 

Frauen als Vorsitzender,
• ein fachkundiger Vertreter des Bundesministeriums für Gesundheit und Frau-

en,
• ein rechtskundiger Vertreter des Bundesministeriums für Bildung, Wissen-

schaft und Kultur,
• ein fachkundiger Vertreter des Österreichischen Bundesinstituts für Gesund-

heitswesen,
• vier Angehörige des gehobenen Dienstes für Gesundheits- und Krankenpflege, 

die aufgrund ihrer beruflichen und wissenschaftlichen Qualifikation beson-
ders für diese Tätigkeit geeignet sind.

2.4. Bundeskommission für Zoonosen

Im Zoonosengesetz wurde dem Bundesminister für Gesundheit zur Überwa-
chung von Zoonosen, Zoonoseerregern, Zoonosen betreffenden Antibiotikare-
sistenzen und epidemiologischen lebensmittelbedingten Durchfallerkrankungen 
die Bundeskommission für Zoonosen eingerichtet44. Diese berät den Bundesmi-
nister45

• hinsichtlich der Sicherstellung der wirksamen und kontinuierlichen Zusam-
menarbeit der betroffenen Arbeitsbereiche,

• hinsichtlich des Austausches allgemeiner Informationen und erforderlichen-
falls spezifischer Daten,

• bei der Erarbeitung der erforderlichen Maßnahmen für eine wirksame Zoono-
senüberwachung und -bekämpfung,

41 § 65c Abs 1 GuKG
42 § 65c Abs 6 GuKG
43 § 65c Abs 2 GuKG
44 § 3 Abs 1 Zoonosengesetz
45 § 3 Abs 2 Zoonosengesetz




